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Derzeit wird in Polen und der Ukraine die Fussball-Europameisterschaft ausgespielt. Neben 
den Olympischen Spielen, die ebenfalls im Sommer dieses Jahres in London stattfinden, ist 
die EURO 2012 das grösste Sportereignis des Jahres. Die Autoren werfen aus aktuellem An-
lass einen rechtsvergleichenden Blick auf die rechtliche Behandlung dreier wichtiger Aspekte 
rund um die Vermarktung solcher Gross-Events. 
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I. Vorbemerkungen
[Rz 1] Derzeit wird in Polen und der Ukraine die Fussball-
Europameisterschaft ausgespielt. Neben den Olympischen 
Spielen, die ebenfalls im Sommer dieses Jahres in London 
stattfinden, ist die EURO 2012 das grösste Sportereignis des 
Jahres. Beide Ereignisse setzen eine gigantische Vermark-
tungsmaschinerie in Gang. Die Veranstalter UEFA (EURO 
2012) und das IOC (Olympische Spiele) refinanzieren die 
Events massgeblich durch Einnahmen aus der Vergabe von 
TV-Übertragungsrechten an Fernsehsender und Werberech-
ten an Sponsoren.

[Rz 2] Je exklusiver die Rechte vergeben werden, desto teu-
rer lassen sie sich verkaufen. Während die TV-Rechte im 
Regelfall in Rechtepakete je nach Art des TV-Empfangsme-
diums (frei empfangbares TV, PayTV, Online etc.) an einen 
oder verschiedene Sender aufgeteilt werden, vergeben die 
Veranstalter die Werberechte einem ausgesuchten Kreis von 
Sponsoren.1

[Rz 3] Der Begriff «Werberechte» ist nicht juristisch definiert. 
Ist von Werberechten die Rede, geht es darum, ob der Veran-
stalter bestimmte Werbeaktivitäten in seiner Veranstaltungs-
stätte gestattet. Hier kann es sich um Bandenwerbung han-
deln, um Werbespots auf grossen LED-Wänden in Stadien 
und Hallen, um Platzierung von Werbung in Programmheften 
oder um die Präsenz als exklusiver Caterer oder Lieferant 
von Bier und Erfrischungsgetränken. Ferner kann der Veran-
stalter seinen Partnern die werbliche Nutzung marken- oder 
urheberrechtlich geschützter Logos erlauben, um ihnen die 
Gelegenheit zu geben, sich öffentlich mit dem Prestige des 
offiziellen Werbepartners zu schmücken.

[Rz 4] Am Beispiel dreier Vermarktungsformen befasst sich 
dieser Beitrag mit den rechtlichen Grenzen der Vermarktung 
grosser Sportevents durch den Veranstalter. Es geht um 
das Phänomen «Ambush Marketing», das beliebte Public 

1 Die UEFA vergibt für die EURO 2012 weltweite Werberechte an zehn Spon-
soren und nationale Werberechte, d.h. Rechte, die auf das Gebiet des je-
weiligen Ausrichterlandes beschränkt sind, an nationale Partner, näm-
lich je vier Unternehmen aus Polen und der Ukraine. Die zehn «globalen» 
Sponsoren sind: adidas, Canon, Carlsberg, Castrol, Coca-Cola, Continen-
tal, Hyundai-Kia, McDonald's, Orange und Sharp. 

Viewing sowie um die Reichweite des Markenschutzes rund 
um die diesjährigen Grossveranstaltungen EURO 2012 und 
Olympische Spiele in London. Die Darstellung erfolgt unter 
Berücksichtigung der Unterschiede im Schweizer und im 
deutschen Recht.

II. Ambush Marketing

1. Was ist Ambush Marketing?
[Rz 5] Um ihren Sponsoren die teuer verkaufte Exklusivität 
weitgehend garantieren zu können, versuchen die Veran-
stalter, Werbung durch Dritte im Zusammenhang mit dem 
Sportevent so weit es geht, zu unterbinden. Dies klappt in 
der Praxis nicht immer, wie insbesondere das Phänomen des 
Ambush Marketing zeigt.

[Rz 6] Von «Ambush Marketing» im Zusammenhang mit 
Sportveranstaltungen spricht man, wenn ein Werbetreiben-
der seine Werbekampagne bewusst mit einem Sportevent 
assoziiert, ohne selbst offizieller Sponsor der Veranstaltung 
zu sein. Den gesetzlichen Tatbestand des Ambush Marketing 
gibt es indes nicht. Es existiert nicht einmal eine juristische 
Definition von Ambush Marketing. Als rechtlich problematisch 
wird derlei Werbung aber empfunden, weil der Werbetreiben-
de die Bekanntheit und den guten Ruf des Sportereignisses 
auf seine Produkte überträgt, ohne in Form von Sponso-
ringleistungen selbst etwas zum Sportevent beigetragen zu 
haben.2 Die Werbemethoden sind vielfältig, grösstenteils 
sehr einfallsreich und vor allem häufig überraschend. Dies 
verschafft den Werbetreibenden nicht selten Sympathie, 
was den Aufmerksamkeitseffekt der Werbung sogar noch 
steigert, aus Sicht der Veranstalter aber deshalb nicht weni-
ger verwerflich ist. Über die Jahre ist Ambush Marketing zu 
einer weltweiten Begleiterscheinung von bekannten Events 
geworden – zum Leidwesen der Organisatoren und deren 
offiziellen Sponsoren. Weitere Ambush Marketing-Aktivitäten 
neben solchen an der UEFA EURO 2012 in Polen und der 
Ukraine sind insbesondere auch bei den Olympischen Spie-
len in London zu erwarten.

[Rz 7] Typisch sind Marketingkampagnen, die in oder um die 
Sportstätte herum stattfinden. Diese Form der Werbung zielt 
vor allem darauf ab, möglichst umfassend öffentlich wahrge-
nommen zu werden, im Idealfall, indem die Aktion durch die 
TV-Kameras vor Ort in alle Welt übertragen wird. Ein Parade-
beispiel einer höchst wirksamen Ambush Marketing-Aktion 
war jüngst diejenige von Dänemarks Fussballnationalspieler 
Nicklas Bendtner bei der laufenden Fussball-Europameister-
schaft. Nach seinem Tor gegen Portugal entblösste er beim 
Torjubel vor den Fernsehzuschauern in aller Welt den Bund 

2 Siehe auch: Rasmus FuRth, Kapitel 6: Ambush Marketing, in: Martin Stop-
per/Gregor Lentze (Hrsg.), Handbuch Fussball-Recht, Berlin 2012, S. 
267 ff. 
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seiner Unterhose, auf dem unübersehbar der Name eines 
irischen Wettanbieters prangte. Der Spieler wurde von der 
UEFA mit einer hohen Geldstrafe und einer Spielsperre be-
legt.3 Paradoxerweise steigert diese Reaktion den Aufmerk-
samkeitswert der Werbung beträchtlich, weil der Fall nun 
auch noch mehrere Tage lang die Presse beschäftigt. Selbst 
wenn das beworbene irische Unternehmen – wie offenbar 
angekündigt4 – die Strafe für Bendtner übernimmt, handelt 
es sich im Ergebnis um eine ausgesprochen preiswerte 
Werbeaktion.

[Rz 8] Werbung ausserhalb der Sportstätten ist häufig gross 
und breit angelegt, um Aufmerksamkeit zu erregen. Der 
Sportartikelhersteller Nike nutzt diese Form des Ambush 
Marketing, indem er anlässlich von Sportgrossereignissen 
wie Fussball-Welt- und Europameisterschaften oder den 
Olympischen Spielen in Grossstädten, gerne auch dort, wo 
das Sportereignis stattfindet, überdimensionale Werbepla-
kate aufhängt. Die holländische Bavaria Brauerei hingegen 
machte sich einen Namen, als sie anlässlich der Fussball 
WM 2006 in Deutschland Fans der niederländischen Natio-
nalmannschaft vor dem Stadion mit orangenen Hosen – ver-
sehen mit dem Logo der Brauerei – ausstattete, damit diese 
als lebende Litfasssäulen ins Stadion gelangen.

[Rz 9] Rechtlich ist solchen Kampagnen schwer beizukom-
men. Ambush Marketing-Kampagnen befinden sich damit 
stets auf der Grenze zwischen raffiniertem Marketing und 
Rechtsverletzungen.5

2. Urheberrecht/Markenrecht
[Rz 10] Das Urheber- und das Markenrecht helfen dem Ver-
anstalter nur in Fällen, in denen die Werbetreibenden urhe-
ber- oder markenrechtlich geschützte Logos des Veranstal-
ters oder der Sponsoren verwenden. Typisches Ambush 
Marketing zeichnet sich aber gerade dadurch aus, dass dies 
nicht geschieht, sondern auf viel subtilere Weise eine Asso-
ziation zur Veranstaltung erzeugt wird.6 So warb z.B. das Kre-
ditkartenunternehmen American Express während der Olym-
pischen Winterspiele 1994 in Lillehammer mit dem Slogan: 
«If you're travelling to Norway, you'll need a passport, but you 
don't need a Visa». Die Werbekampagne ging ersichtlich auf 

3 Die UEFA hat den Spieler mit einer Geldstrafe von 100.000 EUR 
und einer Sperre von einem Spiel belegt; s. NZZ Online vom 18. 
Juni 2012 (abrufbar unter http://www.nzz.ch/aktuell/startseite/
urnnewsmlwwwsda-atsch20120618brz013-1.17252664). 

4 Siehe Welt Online vom 19. Juni 2012 (abrufbar unter http://www.welt.de/
sport /fussball/em-2012/ar ticle106628842/Unterhosen-Skandal-Bendt-
ner-geht-in-Berufung.html). 

5 Für einen Überblick über die rechtliche Behandlung von Ambush Marke-
ting in wichtigen Rechtsordnungen siehe maRina Palomba/lukas bühlmann 
(Hrsg.), Ambush Marketing: a Global Analysis, Bern 2012. 

6 So auch miRko Wittneben/andRé soldneR, Der Schutz von Veranstaltern und 
Sponsoren vor Ambush Marketing bei Sportgrossveranstaltungen, WRP 
(Wettbewerb in Recht und Praxis) 2006, 1175, 1178. 

Kosten des Konkurrenten Visa, der offizieller Olympiaspon-
sor war.7 Gleichwohl fehlte es an einer Markenverletzung, 
weil die Marke Visa nicht kennzeichenmässig benutzt wurde. 
Die südafrikanische Fluggesellschaft Kulua bezeichnete sich 
anlässlich der Fussball-WM 2010 in Südafrika als «The Un-
official National Carrier of You-Know-What» und nahm dabei 
Bezug auf das Grossereignis, ohne eine Marke oder ein ge-
schütztes Logo zu verwenden.8

3. Hausrecht
[Rz 11] Das Hausrecht ist hingegen ein wirksames Mittel, 
um unerwünschte Werbeaktionen innerhalb der Sportstätte 
zu unterbinden.9 In der Regel übt der Veranstalter jedenfalls 
für die Dauer der Sportveranstaltung das Hausrecht am Ver-
anstaltungsort, z.B. dem Stadion, aus. Aus dem Hausrecht 
folgt, dass kein Unternehmen es dulden muss, dass auf sei-
nem Gelände unerlaubt Werbung betrieben wird, jedenfalls 
dann nicht, wenn nicht jedermann unbeschränkten Zugang 
zum Gelände erhält.10

[Rz 12] Gestützt auf das Hausrecht kann ein Veranstalter, 
wie beispielsweise die UEFA, Werbung in den Stadien ver-
bieten.11 So können Veranstalter das Verteilen von Werbefly-
ern im Stadion unterbinden und die Werber aus dem Stadi-
on verweisen. Zuschauer, die benutzt werden, um Werbung 
in Form von Bekleidung ins Stadion zu tragen, kann dieser 
auch den Eintritt verweigern. Da der Zuschauer mit Erwerb 
eines Tickets allerdings einen Anspruch auf Zutritt zur Ver-
anstaltung erwirbt und ihm nicht generell das Tragen von 
Bekleidung mit Logos von Nichtsponsoren verboten werden 
darf, muss der Veranstalter hierfür bereits in den Ticketbe-
dingungen klar und verständlich formulieren, was der Besu-
cher zu unterlassen hat.12 Schwieriger sind Fälle wie der des 
«Nicklas Bendtner» zu beurteilen, in welchen der Sportler 
selbst der Werbeträger ist. Unmittelbar kann das Hausrecht 
in solchen Fällen nicht ausgeübt werden. Niemand wird den 
Sportler des Stadions verweisen. Allerdings kann die UEFA 
in ihren Turnierrichtlinien Werbung untersagen und Verstö-
sse mit Sanktionen belegen, was im Fall «Bendtner» auch 
geschehen ist.

[Rz 13] Das Hausrecht versagt, wo es endet, nämlich 
ausserhalb des Veranstaltungsortes oder dort, wo der 

7 lukas bühlmann, Chapter on Switzerland, in: Palomba/Bühlmann (FN 5), S. 
68. 

8 Siehe dazu http://news.bbc.co.uk/2/hi/8576220.stm, besucht im Juni 
2012. 

9 In der Schweiz gilt Art. 926 ZGB, welcher die Abwehr von den Besitz ver-
letzenden Verhalten rechtfertigt. 

10 Fabian Reinholz, Marketing mit der FIFA WM 2006 – Werbung, Marken, 
Tickets, Public Viewing, WRP (Wettbewerb in Recht und Praxis) 2005, 
1485, 1491; vgl. auch KG Berlin, 20. April 2012 – 5 W 71/12, allerdings war 
der Werbende dort direkter Konkurrent des Veranstalters. 

11 bühlmann (Fn 7), S. 74. 
12 Reinholz (FN 10), 1492. 
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Veranstaltungsort jedermann frei zugänglich ist (z.B. bei 
einer Marathonstrecke). Um Werbemassnahmen im öffent-
lichen Raum zu unterbinden, ist der Veranstalter auf behörd-
liche Unterstützung angewiesen.

4. Öffentliches Recht
[Rz 14] Werbung auf öffentlichen Plätzen ist sowohl in der 
Schweiz wie in Deutschland bewilligungspflichtig, wenn da-
bei feste Werbemittel wie Stände, Fahrzeuge oder Schilder 
zum Einsatz kommen. Es liegt im Ermessen der Behörde, 
ob sie die Bewilligung (Sondernutzungserlaubnis) erteilt. Bei 
der Fussball WM 2006 in Deutschland hat die FIFA mit allen 
Ausrichterstädten vertraglich vereinbart, rund um die Sta-
dien eine werbefreie Zone (sog. «Controlled Clean Area») 
einzurichten, um die WM-Spiele für Werbemassnahmen von 
Nicht-Sponsoren freizuhalten. In Deutschland können die Be-
hörden Anträge auf Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis 
in solchen Fällen unter Berufung auf die rechtlich bindenden 
Zusagen gegenüber dem Veranstalter ablehnen.13 Ob eine 
derartige Ermessensausübung rechtlich zulässig ist, ist aber 
umstritten.14 Ist das Veranstaltungsgelände frei zugänglich, 
z.B. eine Marathonstrecke, kann es der Veranstalter in der 
behördlichen Sondernutzungserlaubnis als Veranstaltungs-
raum festlegen und zum Zwecke der ausschliesslich werb-
lichen Nutzung durch den Veranstalter ausweisen lassen. 
Gestützt auf diese Sondernutzungserlaubnis kann der Ver-
anstalter dann jegliche Werbung Dritter in dem Veranstal-
tungsraum verbieten.15

[Rz 15] In der Schweiz können Kantone und Gemeinden die 
Aussenwerbung der Bewilligungspflicht unterwerfen und aus 
verkehrspolizeilichen, ästhetischen oder anderen polizeili-
chen Gründen verbieten. In kantonalen Rechtsordnungen 
finden sich denn auch Regeln betreffend Aussenwerbung. 
So ist es möglich, Aussenwerbung auf einem Privatgrund-
stück oder Werbung von Fussgängern auf öffentlichem 
Grund zu verbieten, z.B. das Verteilen von Flugblättern.16 
Während Grossanlässen besteht für einen Veranstalter die 
Möglichkeit, mit den Behörden am Austragungsort eine Ver-
einbarung abzuschliessen, die ihnen die exklusive Benut-
zung des öffentlichen Grundes gewährt – wie während der 
EURO 2008 in den «Host Cities», den Austragungsorten der 
Fussballspiele in der Schweiz.17

13 Reinholz (FN 10), 1491. 
14 WolF-dietRich bRaun, Zur Zulässigkeit von Werbebeschränkungen im Zu-

sammenhang mit der Fussballweltmeisterschaft 2006, DVBl. 2006, S. 
216 ff.; thomas Jedlitschka, Verhinderung von Ambush Marketing im örtli-
chen Umfeld von Sportveranstaltungen, SpuRt 2007, S. 184. 

15 Fabian Reinholz, Chapter on Germany, in: Palomba/Bühlmann (FN 5), S. 56; 
LG Berlin, 29. November 2007 – 5 O 162/07. 

16 lucas david/maRk a. ReutteR, Schweizerisches Werberecht, 2. Aufl., Zürich 
2001, S. 203. 

17 bühlmann (FN 7), S. 75. 

5. Wettbewerbsrecht
[Rz 16] Auch das Wettbewerbsrecht schützt den Veranstal-
ter nicht uneingeschränkt vor Ambush Marketing. Der BGH 
hat in einem jüngeren Verfahren für Deutschland klargestellt, 
dass eine Werbung allein aufgrund der Bezugnahme auf ei-
nen bekannten Event noch nicht wettbewerbswidrig ist. Die 
FIFA hatte sich darauf berufen, durch den Vertrieb von Sti-
ckern deutscher Nationalspieler in Schokoriegeln und Ver-
wendung von Bezeichnungen wie «2006» oder «WM 2010» 
in unlauterer Weise bei der Vermarktung ihrer Veranstaltung 
behindert und ausgebeutet zu werden.18 Im Fall «Bendtner» 
sind wettbewerbsrechtliche Ansprüche gegen den irischen 
Wettanbieter durchaus denkbar, solange dieser für die Aktion 
nachweislich als Anstifter oder Teilnehmer verantwortlich ist. 
Der Wettanbieter und die UEFA gehören zwar unterschiedli-
chen Branchen an, weshalb fraglich ist, ob beide überhaupt 
im Wettbewerb miteinander stehen. In Deutschland wird ein 
Wettbewerbsverhältnis aber in Fällen der Behinderung eines 
Wettbewerbers (§ 4 Nr. 10 UWG-DE) auch dann angenom-
men, wenn Werbetreibender und Betroffener in verschiede-
nen Branchen und auf unterschiedlichen Wirtschaftsstufen 
(Hersteller/Händler) tätig sind.19 Ein Fall der wettbewerbswid-
rigen Behinderung liegt vor, wenn ein Werbetreibender die 
Werbeeinrichtung eines Wettbewerbers zum Zwecke der Ei-
genwerbung ausnutzt, ohne dafür ein Entgelt zu entrichten.20 
Denn kein Unternehmen muss es dulden, dass der Kon-
kurrent auf seinem Gelände unerlaubt Werbung betreibt.21 
Von einem solchen Fall ist auszugehen, wenn die «Bühne 
Fussball-Europameisterschaft», wie im Fall Bendtner, von 
einem nicht zu den offiziellen Sponsoren gehörenden Unter-
nehmen, wie dem irischen Wettanbieter, unter Zuhilfenahme 
eines Spielers genutzt wird, um TV-wirksam Werbung in ei-
gener Sache zu verbreiten.

[Rz 17] Auch in der Schweiz ist Ambush Marketing lauter-
keitsrechtlich nicht unproblematisch. Insbesondere dann, 
wenn dabei direkt oder indirekt Bezug genommen wird auf 
Marken von Sponsoren des Veranstalters von sportlichen 
Grossanlässen (Art. 3 lit. d UWG). So kann z.B. der Gebrauch 
des Wortes «offiziell» beim Durchschnittspublikum die Vor-
stellung hervorrufen, dass es sich beim Ambush Marketing-
Werbetreibenden tatsächlich um einen Sponsor des Gross-
anlasses handelt.22 Ein solches Verhalten kann durchaus als 
irreführend im Sinne von Art. 3 lit. b UWG gelten. Weiter kann 
Ambush Marketing das Image oder den guten Ruf eines Pro-
dukts oder einer geschützten Marke verletzen. Ein solches 

18 BGH, 12. November 2009 – I ZR 183/07 sowie in SpuRt 2010, 201 – WM 
Marken. 

19 BGH, 9. Juni 1994 – I ZR 72/91, GRUR 1994, 732 – McLaren; FuRth (FN 2), 
S. 276 m.w.N. 

20 helmut köhleR/Joachim boRnkamm, Gesetz gegen den unlauteren Wettbe-
werb (UWG), 30. Aufl. München 2012, § 4 RN 10.27b. 

21 KG Berlin, 20. April 2012 – 5 W 71/12. 
22 bühlmann (FN 7), S. 72. 
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Verhalten ist ebenfalls unlauter. So hat das Bundesgericht 
in einem Entscheid festgehalten, dass ein Werbeauftritt un-
lauter ist, der das Image eines bekannten Produkts auf die 
eigenen Leistungen überträgt.23 Auch nach diesen Grundsät-
zen dürfte sich der irische Wettanbieter wettbewerbswidrig 
verhalten haben, da die Werbung in unmittelbarem Zusam-
menhang mit der Europameisterschaft erfolgt, was zur Folge 
hat, dass das Image des Produkts «EURO 2012» auf den 
Wettanbieter abfärbt.

III. Urheberrechtliche Aspekte des Public 
Viewing

[Rz 18] Seit Jahren versuchen Sportverbände wie die FIFA 
und die UEFA zu kontrollieren, wer die bei grossen Fussball-
turnieren beliebte Übertragung von Spielen auf grossen oder 
kleineren Videoscreens in Bars, Biergärten, sonstigen Ver-
anstaltungsstätten oder an öffentlichen Plätzen (sog. Public 
Viewing) durchführen darf.

[Rz 19] Grundsätzlich sollen nach dem Willen der UEFA bis 
auf wenige Ausnahmen alle kommerziellen und nicht-kom-
merziellen Public Viewings lizenzpflichtig sein. Vor allem 
im Hinblick auf die Einbindung von Sponsoren enthalten 
die Lizenzbedingungen der UEFA strenge Auflagen. Public 
Viewing-Veranstalter müssen den zehn offiziellen Partnern 
der UEFA einschliesslich den offiziellen Rundfunkanbietern 
Erstverhandlungsrechte einräumen. Erst wenn keiner dieser 
UEFA-Partner Interesse zeigt, dürfen andere Sponsoren ins 
Boot geholt werden; diese dürfen aber keine Wettbewerber 
der offiziellen Partner sein. Das bedeutet, dass finanzstar-
ke Branchen wie Automobil, Erfrischungsgetränke, Bier und 
Telekommunikation für ein Sponsoring von Public Viewing-
Events von vornherein ausscheiden. Mit anderen Sponsoren 
durften die Public Viewing-Veranstalter im Übrigen vor März 
2012 gar nicht verhandeln. Dies liess den Veranstaltern nur 
einen extrem knappen Zeitraum bis zum Beginn der Europa-
meisterschaft, ihre Veranstaltung finanziell zu sichern. Einen 
Anspruch auf Einholung einer Public Viewing-Lizenz hat ein 
Sportveranstalter indes nur, wenn er ein Public Viewing ver-
bieten könnte, für das keine solche Lizenz eingeholt wurde.

[Rz 20] Sowohl in Deutschland als auch in der Schweiz sind 
die Rechte für ein Public Viewing durch das Urheberrecht 
geregelt. Die urheberrechtliche Beurteilung der Ausstrah-
lung von Fussballspielen bei Public Viewing-Veranstaltungen 
nach schweizerischem Recht unterscheidet sich bedeutend 
von der Beurteilung nach deutschem Recht. Die schweize-
rische Rechtsordnung unterscheidet zwischen «Wahrnehm-
barmachung» und «Vorführung», welches unterschiedliche 
Begriffe mit unterschiedlichen Rechtsfolgen sind. Der Inha-
ber des Vorführungsrechts kann gegen eine unautorisierte 
Vorführung vorgehen, während eine Wahrnehmbarmachung 

23 Urteil des Bundesgerichts 4A_467/2007 vom 8. Februar 2008. 

hinzunehmen ist. In Deutschland andererseits fällt ein unent-
geltliches Public Viewing grundsätzlich nicht unter den Zu-
stimmungsvorbehalt des Rechteinhabers.24

1. Schweiz
[Rz 21] Die Praxis der internationalen Fussballverbände 
FIFA und UEFA im Zusammenhang mit den Rechten an den 
Live-Übertragungen hat in der Schweiz für einiges Aufse-
hen gesorgt.25 So wollte z.B. die UEFA für die während der 
Fussball-EM 2008 in der Schweiz durchgeführten Public 
Viewings eine zusätzliche Gebühr verlangen. Im schweize-
rischen Urheberrecht wird zwischen Wahrnehmbarmachung 
und Vorführung eines urheberrechtlich geschützten Werkes 
unterschieden. Die Vorführung eines urheberrechtlich ge-
schützten Werkes bedarf der Einwilligung des Erwerbers der 
Urheberrechte, z.B. der UEFA (Art. 10 lit. c URG). Wer urhe-
berrechtlich geschützte Sendungen oder Weitersendungen 
über den Privatgebrauch hinaus einem Publikum wahrnehm-
bar macht, z.B. in Form von Hintergrundmusik in einem Wa-
renhaus oder im Hintergrund laufende TV-Sendungen, benö-
tigt die Einwilligung, wenn auch nicht des Urhebers, so doch 
der jeweiligen Kollektivverwertungsgesellschaft (Art. 22 
URG).26 Für Fernsehübertragungen von Fussballspielen der 
Europameisterschaft 2012 ist die SUISA die Verwertungsge-
sellschaft. Sie macht Aufführungsrechte an urheberrechtlich 
geschützten Werken «kollektiv» geltend und beansprucht 
z.B. für die EURO 2012 die Verwertungsgebühren (Art. 40 
URG). Hierbei ist zunächst zwischen Anlässen innerhalb 
und solchen ausserhalb der Privatsphäre zu unterscheiden. 
Nur bei letzteren sind Gebühren zu entrichten, wobei bereits 
Quartier- und Vereinsanlässe zu gebührenpflichtigen Anläs-
sen zählen. Weiter variiert die Gebühr in der Höhe, je nach 
der Grösse der Bildschirmfläche, nach erhobenem Eintritts-
geld oder Getränkezuschlag.27

[Rz 22] Das Bundesverwaltungsgericht hat im Urteil 
B-2346/2009 vom 21. Februar 2011 entschieden, dass beim 
Public Viewing neben der Lizenz der Verwertungsgesell-
schaft SUISA keine zusätzlichen Lizenzen der UEFA oder 
des Schweizer Radio und Fernsehens (SRG) für den Emp-
fang und die Ausstrahlung von Fussballspielen erforderlich 
sind. Die SRG und die UEFA hatten argumentiert, dass sie 
als Sendeunternehmen bzw. als Erwerber von Urheberrech-
ten die Rechte an Sendungen inne hätten, insbesondere 

24 Vgl. Jan F. kRekel/miRJam teitleR, Urheber- und wettbewerbsrechtliche As-
pekte von Public-Viewing-Veranstaltungen im Vergleich des deutschen 
und schweizerischen Rechts, CaS 2006, S. 156 ff. 

25 Widerstand gegen die UEFA-Gebühren, NZZ Online vom 10. April 2008 
(abrufbar unter http://www.nzz.ch/aktuell/startseite/internationaler-fuss-
ballverband-beharrt-auf-eigenen-lizenzrechten-1.706863). 

26 Gitti huG/heRbeRt PFoRtmülleR, Handkommentar zum URG, Bern 2006, 
Art. 10 Abs. 2 lit. f URG, N 13. 

27 Vgl. SUISA Gemeinsamer Tarif 3c, Empfang von Fernsehsendungen auf 
Grossbildschirmen («public viewing»). 
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der Übertragungen von Fussballspielen. Sie haben geltend 
gemacht, dass Public Viewing eine neue Nutzungsform 
sei und unter das Vorführungsrecht in Art. 10 Abs. 2 lit. c 
URG falle, weshalb sie und nicht die Verwertungsgesell-
schaften zur Wahrnehmung und Verwertung der Rechte 
gegenüber Public-Viewing-Veranstaltern befugt seien (sog. 
Individualverwertung).

[Rz 23] Das Bundesverwaltungsgericht qualifizierte das Pub-
lic Viewing allerdings als eine «Wahrnehmbarmachung» von 
Sendungen im Sinne von Art. 10 Abs. 2 lit. f URG, welche 
anders als eine «öffentliche Vorführung» der sog. Kollektiv-
verwertung unterliegt.28 Es führte dazu aus, dass sich das 
öffentliche Zeigen von Sendungen zwar neben dem öffentli-
chen Auf- und Vorführen von Werken und neben der Sende-
verbreitung an ein eigenes, zusätzliches Publikum richte und 
deshalb eine eigene Nutzungsform darstelle. Dementspre-
chend dürfen Lizenzen für das Public Viewing ausschliess-
lich von den zuständigen Kollektivverwertungsgesellschaf-
ten erteilt werden.29

[Rz 24] Letztlich bedeutet dieses Urteil, dass weder die UEFA 
noch andere offiziellen Sponsoren Gebühren von einem An-
bieter eines Public Viewing verlangen dürfen.30

2. Deutschland
[Rz 25] Für eine Befugnis eines Sportveranstalters, jegli-
che Public Viewing-Veranstaltungen zu verbieten, gibt es im 
deutschen Recht keine Rechtsgrundlage. Nach deutschem 
Urheberrecht kann ein Sportveranstalter wie die UEFA zwar 
das alleinige Recht für sich in Anspruch nehmen, Public Vie-
wings durchzuführen. Grundlage dafür ist das Senderecht (§ 
87 UrhG-DE), das originär dem Sendeunternehmen zusteht, 
das die TV-Bilder von dem Sportereignis produziert und 
überträgt. Das Senderecht ist abtretbar, d.h. es kann vom 
Sendeunternehmen, das die Lizenzrechte zur Übertragung 
der Fussballspiele erworben hat, vertraglich auf den Veran-
stalter übertragen werden.31

[Rz 26] Das Senderecht verschafft seinem Inhaber aber nur 
das ausschliessliche Recht, Public Viewings zu veranstal-
ten, für die ein Eintrittsgeld verlangt wird (§ 87 Abs. 1 Nr. 2 
UrhG-DE). Im Umkehrschluss kann ein Sportveranstalter 
somit eintrittsfreie Public Viewings nicht unter Berufung auf 
das Senderecht untersagen. Die gesetzliche Freistellung 

28 Urteil des Bundesverwaltungsgerichts B-2346/2009 vom 21. Februar 
2011. 

29 Urteil des Bundesverwaltungsgerichts B-2346/2009 vom 21. Februar 
2011, E. 5.6 ff. 

30 Anders wäre dies z.B. in sogenannten offiziellen UEFA «Fan-Zonen» mit 
Sponsoren und Tribünen etc., für welche die UEFA wie z.B. bei der EM 
2008 Lizenzen vergeben hat. 

31 Joachim von unGeRn-steRnbeRG in: Gerhard Schricker/Ulrich Loewenheim 
(Hrsg.), Urheberrecht, 4. Aufl., München 2010, § 87 RN 15; Fabian Rein-
holz, Lizenzgebühren für Public Viewing?, K&R 2010, 364, 365; Reinholz 
(FN 10), 1487. 

eintrittsfreier Public Viewings geht auf die sog. AKI-Entschei-
dung des BGH zurück.32 Anlässlich der Fussball-WM 1958 in 
Schweden zeigten deutsche Kinobetreiber in sog. «Aktuali-
täten-Kinos» Spiele gegen Eintrittsgeld. Der BGH sah darin 
ein wettbewerbswidriges Schmarotzen an der Leistung der 
Sendeanstalt. Im Anschluss entschloss sich der Gesetzge-
ber zwar, derlei Fernsehübertragungen gesetzlich zu verbie-
ten, das Leistungsschutzrecht des Sendunternehmens aber 
gleichzeitig auf das «unbedingt Erforderliche» zu beschrän-
ken und dabei insbesondere eintrittsfreie Übertragungen, wie 
sie bis heute vor allem in Gaststätten erfolgen, aus dem Ver-
botstatbestand herauszunehmen (sog. Kneipenprivileg).33

[Rz 27] Umstritten ist, ob auch solche Public Viewings er-
laubnispflichtig sind, für die zwar kein Eintrittsgeld erhoben 
wird, bei denen aber Sponsoren eingebunden werden. Dem 
Veranstalter fliessen neben dem Absatz von Speisen somit 
weitere wirtschaftliche Vorteile in Form der Sponsoringleis-
tungen und den Sponsoren in Form von Werbeeffekten zu. 
Für Veranstalter wie die UEFA mag es zwar unbefriedigend 
sein, wenn einem breiten Publikum bei gross angelegten 
Events auf überdimensionalen LED-Wänden Fussballspie-
le gezeigt und Sponsoren beworben werden, die nicht dem 
Kreis der offiziellen Sponsoren angehören. Zu Recht wird 
in Deutschland weit überwiegend abgelehnt, gesponserte 
Veranstaltungen als lizenzpflichtig anzusehen. Diese Auffas-
sung widerspricht dem insoweit eindeutigen Gesetzeswort-
laut, der lediglich in eintrittsfreie Veranstaltungen und solche 
mit Eintrittsgeld unterscheidet.34

[Rz 28] In seiner viel beachteten Entscheidung «Karen Mur-
phy» hat der EuGH bestätigt, dass das Zeigen von Fuss-
ball-TV-Übertragungen vor Publikum urheberrechtlich eine 
öffentliche Wiedergabe darstellt.35 Ist urheberrechtlich ge-
schütztes Material Bestandteil der Fussballübertragung, hat 
aber neben dem Sendeunternehmen auch der Urheber die-
ser Inhalte (dies muss nicht zwingend das Sendeunterneh-
men sein) nach § 22 UrhG-DE ein ausschliessliches Recht, 
diese öffentlich wiederzugeben. In der «Karen Murphy»-
Entscheidung betont der EuGH, dass zwar nicht das Fuss-
ballspiel selbst, aber im Rahmen der Fussballübertragung 

32 BGH, 27. 2. 1962 – I ZR 118/60, BGHZ, 37, 1 ff. – AKI. 
33 BT-Drucksache IV/270, S. 218. 
34 Reinholz (FN 10), 1485; Reinholz (Fn 31), 367; ReinhaRd GaeRtneR/thomas 

Raab/sibylle GieRschmann/steFan FReytaG, Rechtliche Fragestellungen im 
Zusammenhang mit der Fussball-Weltmeisterschaft 2006, K&R 2006, 1, 
5; maRtin diesbach/sandRa boRmann/benJamin vollRath, «Public Viewing» 
als Problem des Urheber- und Wettbewerbsrechts, ZUM 2006, 265, 267; 
Wittneben/soldneR (Fn 6), 679; J. kRekel, Zulässige Public Viewing-Events 
bei Einbindung von Sponsoren, SpuRt 2006, 59, 61; a.A. K. hamacheR/a. 
eFinG, Das WM-Erlebnis auf der Grossbildleinwand – Zulässigkeit von Pu-
blic Viewing-Events, SpuRt 2006, 15, 17. 

35 EuGH, 4. Oktober 2011 – C-403/08 und C-429/08, maRcus von WelseR, An-
merkung zu EuGH: Territoriale Aufteilung von Senderechten in der EU ver-
stösst gegen Dienstleistungsfreiheit und Wettbewerbsrecht, GRUR-Prax 
2011, 453. 
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gespielte Turnier-Hymnen oder Trailer oder angezeigte Lo-
gos Urheberrechtsschutz geniessen können. Werden diese 
bei der Wiedergabe der Sendung im Rahmen eines Public 
Viewing zwangsläufig mitübertragen, könnte der jeweilige 
Rechteinhaber dies verbieten. Keine Handhabe hätte er 
nur in Fällen, in denen die Veranstaltung keinem Erwerbs-
zweck dient (§ 52 UrhG-DE). Auf ein Eintrittsgeld wird dabei 
– anders als beim Senderecht – ebenso wenig abgestellt wie 
auf eine Gewinnerzielungsabsicht. Vielmehr ist der Begriff 
sehr weit zu verstehen und erfasst auch Veranstaltungen, die 
mittelbar betrieblichen oder gewerblichen Interessen dienen, 
somit alle kommerziellen Public Viewing-Events.

[Rz 29] Darauf, ob dadurch letztlich das «Kneipenrecht» des 
§ 87 Abs. 1 Nr. 2 UrhG-DE ausgehöhlt wird, legt sich die ju-
ristische Literatur (noch) nicht fest.36 Praktisch führt dies aber 
nicht automatisch zur Lizenzpflicht eines Public Viewings. 
Zum einen ist bislang nicht absehbar, inwieweit urheber-
rechtlich geschützte Inhalte Bestandteil der Übertragung von 
Fussballspielen sind. Zum anderen werden Musik und mu-
sikalische Darbietungen im Rahmen einer Fussballübertra-
gung in Deutschland kollektiv, also durch Verwertungsgesell-
schaften, wahrgenommen. Es spricht einiges dafür, dass der 
Veranstalter eines Public Viewings die erforderlichen Rechte 
bei der jeweiligen Verwertungsgesellschaft einholen kann.

IV. Schutz von Eventmarken
[Rz 30] Werberechte vergibt ein Sportveranstalter wie die 
UEFA auch durch die Erteilung exklusiver Lizenzen zur Nut-
zung von Symbolen und Logos des Events. Das offizielle 
Logo der EURO 2012 sowie die Maskottchen Slavek und 
Slavko sind Ergebnis eigener schöpferischer Tätigkeit und 
dürften zugunsten der UEFA urheberrechtlich geschützt 
sein. Nutzen Werbetreibende diese Zeichen auf Produkten, 
Webseiten oder Werbematerialien müssen sie damit rech-
nen, dass sie die UEFA nach deutschem oder auch schwei-
zerischem Urheberrecht erfolgreich auf Unterlassung und 
Schadenersatz in Anspruch nimmt.

[Rz 31] Geht es nicht um kunstvoll entworfene Logos oder 
Maskottchen, sondern um die Turnierbezeichnung selbst 
kann sich die UEFA nicht auf Urheberschutz berufen, weil Be-
zeichnungen wie «UEFA EURO 2012» oder «Poland Ukraine 
2012» kein schöpferischer Schaffensprozess zugrunde liegt. 
An solchen Bezeichnungen kann die UEFA allenfalls Mar-
kenrechte geltend machen. Der Markenschutz hat allerdings 
Schwächen, denn als Marke können nur solche Zeichen ge-
schützt werden, die der Verkehr als einen Hinweis auf die 
Herkunft eines Produkts (z.B. auch eines Events) von einem 
bestimmten Hersteller (dies kann auch ein Veranstalter sein) 
ansieht. Eine Bezeichnung wie «UEFA EURO 2012» wäre 
als Marke schutzfähig, weil der individualisierende Zusatz 

36 Auch nicht kaRl-nikolaus PeiFeR, Territorialität und Dienstleistungsfreiheit: 
Der Fall Karen Murphy vor dem EuGH, GRUR-Prax 2011, 435, 437. 

«UEFA» geeignet ist, den Verkehr auf die Herkunft eines 
so bezeichneten Produkts von einem bestimmten Erzeuger 
hinzuweisen. Die unautorisierte Nutzung dieser Marke durch 
einen Werbetreibenden könnte die UEFA daher gerichtlich 
untersagen lassen. Veranstalter grosser Events versuchen 
aber nach Möglichkeit alle Varianten der Bezeichnung ihrer 
Veranstaltung als Marke schützen zu lassen, um Dritten die 
Möglichkeit zu nehmen, mit den Begriffen zu werben. So sind 
im Register des Harmonisierungsamts für den Binnenmarkt 
(HABM) auch Bezeichnungen wie «Poland Ukraine 2012», 
«EM 2012» und «EURO 2012» und eine Abbildung des Sie-
gerpokals zugunsten der UEFA als Marke geschützt.

[Rz 32] In Deutschland wäre diesen Begriffen der Marken-
schutz mit grosser Wahrscheinlichkeit versagt worden, da es 
sich um nicht schutzfähige Allgemeinbegriffe für ein Fuss-
ballturnier handelt. Quasi als Präzedenzfall in der deutschen 
Rechtsprechung hat der Bundesgerichtshof (BGH) im Jahre 
2006 kurz vor der Fussball-Weltmeisterschaft in Deutschland 
entschieden, dass die Marken «WM 2006» und «Fussball 
WM 2006» nicht schutzfähig sind,37 weil der Verkehr unter 
diesen Begriffen schlicht einen Hinweis auf das Sportereig-
nis, nicht aber auf einen bestimmten Veranstalter verstehe. 
Aus diesem Grund dürfte auch Begriffen wie «EURO 2012» 
oder «EM 2012» die Eigenschaft fehlen, als Marke wahrge-
nommen zu werden. Gleiches hat das OLG München für die 
Markeneigenschaft der sog. Meisterschale festgestellt, die 
Siegestrophäe, die dem Deutschen Fussballmeister am Sai-
sonende verliehen wird.38 Da es sich bei den Marken aber 
um EU-Gemeinschaftsmarken handelt und das dafür zustän-
dige HABM die Zeichen für schutzfähig hält, wären deutsche 
Gerichte im Streitfall an den Bestand der Marken gebunden. 
Die UEFA kann deshalb aus den Marken auch in Deutsch-
land gegen Dritte vorgehen, solange diese Marken Bestand 
haben.39 Allerdings kann der Richter den Schutzumfang der 
Marken so gering bemessen, dass Dritte die Zeichen in leicht 
veränderter Form verwenden können, um die Marken nicht 
zu verletzen. So hat der BGH in der Benutzung der Bezeich-
nung «Deutschland 2006» keine Verletzung der Marke «Ger-
many 2006» gesehen.40

[Rz 33] In der Schweiz sind Marken wie «EURO 2012» oder 
«UEFA EURO 2012» im Markenregister eingetragen worden. 
Die UEFA hatte bereits im Vorfeld der Fussball-Europameis-
terschaft Schweiz/Österreich 2008 verschiedene Wort- und 
Bildmarken eintragen lassen. So ist z.B. die Eintragung von 
Marken wie «EM 2008», «EURO 2008», «UEFA EM 2008» 

37 BGH, 27. April 2006 – I ZB 97/05 – WM 2006; BGH, 27.4.2006 – I ZB 96/05 
– Fussball WM 2006. 

38 OLG München, 19. November 2009 – 29 U 2835/09 – GRUR-Prax 2010, 
176 mit Anm. Reinholz. 

39 Fabian Reinholz/PhiliPP Redlich, Werbung mit der EURO 2008, WRP (Wett-
bewerb in Recht und Praxis) 2008, 610, 615. 

40 BGH, 12. November 2009 – I ZR 183/07 sowie in SpuRt 2010, 201 
– WM-Marken. 
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oder «Österreich/Schweiz 2008» vom Eidgenössischen In-
stitut für Geistiges Eigentum (IGE) zugelassen worden. Im 
Vergleich zu Deutschland scheint die Praxis des IGE deshalb 
grosszügiger zu sein. Dennoch kann man sich fragen, ob die 
Marken der UEFA damals zurecht eingetragen worden sind 
und ob es sich überhaupt um schutzfähige Marken handelt, 
insbesondere bei Marken, die lediglich aus «EURO» und der 
Jahreszahl bestehen. Interessanterweise ist, im Gegensatz 
zur Schweiz, auf Ebene der EU die Eintragung der Marke 
«EURO 2008» vom HABM verweigert worden.41 Unter Be-
rücksichtigung der deutschen Rechtsprechung vermag sol-
che Kritik durchaus gerechtfertigt sein, immerhin erteilte der 
BGH einer sogenannten «Eventmarke» wie z.B. «WM 2006» 
eine klare Absage.42

[Rz 34] Die unterschiedliche Handhabung resp. Schwäche 
des Kennzeichenschutzes in unterschiedlichen Ländern 
hat das Internationale Olympische Komitee (IOC) frühzeitig 
erkannt. Das IOC ist für die Austragung der Olympischen 
Spiele verantwortlich, die diesen Sommer in London statt-
finden. Während in der Schweiz Begriffe wie «Olympia» und 
«Olympiade» als Marken eingetragen sind, sind solche Be-
griffe in Deutschland nicht schutzfähige Allgemeinbegriffe, 
weil bei ihnen – ebenso wie bei «WM 2006» – jedermann 
an das sportliche Ereignis und nicht an einen bestimmten 
Veranstalter denkt. Von den Bewerbern um die Austragung 
der Olympischen Spiele verlangt das IOC daher seit Jahren, 
durch entsprechende gesetzgeberische Massnahmen si-
cherzustellen, dass die olympischen Begriffe und Symbole 
allein vom IOC vermarktet werden dürfen. Anlässlich der Be-
werbung der Stadt Leipzig für die diesjährigen Olympischen 
Sommerspiele wurde aus diesem Grund das Gesetz zum 
Schutz der Olympischen Bezeichnungen (Olympiaschutzge-
setz) erlassen.43 Das Gesetz beseitigt die Hindernisse, die 
nach deutschem Markenrecht einer umfassenden Verwer-
tung kennzeichnungsschwacher Begriffe entgegenstehen. 
Der Inhalt des Gesetzes begegnet allerdings schweren ver-
fassungsrechtlichen Bedenken, da einer privaten Organisa-
tion ein Monopol an von Hause aus nicht schutzfähigen Be-
griffen verschafft wird.

V. Fazit
[Rz 35] Sportveranstalter haben ein Interesse, die Rechte 
an Veranstaltungen möglichst exklusiv zu vertreiben. Dies 
äussert sich insbesondere bei sportlichen Grossanlässen 
wie dieses Jahr bei der Fussball-Europameisterschaft oder 

41 HABM Entscheid vom 26. September 2007, 1607 C, S. 14; s. auch maRk 
leRach, Markenschutz für die Euro 2008?, in: Jusletter 23. Juni 2008. 

42 BGH, 12. November 2009 – I ZR 183/07 sowie in SpuRt 2010, 201 
– WM-Marken. 

43 Gesetz zum Schutz des olympischen Emblems und der olympischen Be-
zeichnungen (OlympSchG) vom 31. März 2004, BGBl. 2004, 1 Nr. 14, S. 
479. 

den Olympischen Spielen. Begleiterscheinungen wie Am-
bush Marketing-Aktivitäten sind in den letzten Jahren stets 
zahlreicher anzutreffen und bewegen sich rechtlich in einer 
Grauzone. Einzelne Austragungen von Spielen werden oft 
bei Public Viewing-Veranstaltungen mitverfolgt. Die Schweiz 
und Deutschland verfolgen in Bezug auf Public Viewing-Ver-
anstaltungen unterschiedliche Ansätze. Die Durchführung ei-
nes Public Viewings ist in der Schweiz ohne Zustimmung der 
UEFA möglich, soweit es sich lediglich um eine Wahrnehm-
barmachung der Spiele handelt. Demgegenüber hängt die 
Lizenzpflicht von Public Viewings in Deutschland davon ab, 
ob die Teilnahme am Public Viewing für den Endverbraucher 
unentgeltlich ist. Im Zusammenhang mit sportlichen Gross-
anlässen erscheint die Schweizer Praxis zum Markenschutz 
von Eventmarken grosszügiger als die deutsche oder euro-
päische Praxis. Dennoch dürften im Zusammenhang mit der 
Vermarktung von sportlichen Grossereignissen Streitigkeiten 
im Zusammenhang mit Urheber- oder Markenrechten aber 
auch in Zukunft Behörden und Gerichte beschäftigen.
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